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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 10. 


(Kr. 22559 Allerhöchſte Kabinetsorder, betreffend die Umwandlung der Staatsſchuldſcheine 
42. a 70 und die Herabſetzung der Zinſen derſelben von 4 auf 34 Prozent; vom 
LE) 7. 75 März 1842. 
fur den Bericht des Staatsminiſters Rother vom 8. März d. J. habe Ich 
dem Mir vorgelegten Plan der Konvertirung ſaͤmmtlicher Staatsſchuldſcheine 
Meine Genehmigung ertheilt, und will demgemaͤß die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden hiermit ermaͤchtigen: 


1) ſaͤmmtliche noch im Umlauf befindliche Staatsſchuldſcheine mit Aus⸗ 
ſchluß derjenigen, welche in der bevorſtehenden 19ten Verlooſung Be⸗ 
hufs der planmaͤßigen Tilgung noch gezogen werden, im Kapitalbe⸗ 
trage von 98,982,900 Rthlr. Behufs der Herabſetzung der bisherigen 
Zinſen zu Vier Prozent, jaͤhrlich auf Drei und Ein Halb Prozent, 
zur baaren Zuruͤckzahlung nach ſechs Monaten, vom Erſcheinen 
der ſofort zu erlaſſenden Bekanntmachung an gerechnet, oder 
jedenfalls am 2. Januar 1843. 

zu kuͤndigen, und 5 

2) bei Bekanntmachung der Kündigung ſaͤmmtliche Inhaber von Staats’ 
Schuldſcheinen aufzufordern, dieſe Papiere, unter Erklaͤrung ihrer ۶ 
ſicht, die Kuͤndigung anzunehmen, ſpaͤteſtens bis zum 1. September 

Jahrgang 1842. (Nr. 2255.) 17 d. J. 


(Ausgegeben zu Berlin am 1. April 1842.) 


= Mi ت‎ 
d. J. an die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe gegen Depoſitalſchein eins 
zuliefern, mit der Verwarnung, daß von denjenigen Inhabern von 
Staatsſchuldſcheinen, welche dieſer Aufforderung nicht nachkommen, 
werde angenommen werden, daß ſie die geſchehene Kuͤndigung ihrer 
Staatsſchuldſcheine zur baaren Zuruͤckzahlung der Valuta ihrer Seits 
nicht annehmen, ſondern dieſe Papiere mittelſt ſtillſchweigender Ver⸗ 
einigung ohne Weiteres der allgemeinen Konvertirung unterwerfen 
und demgemaͤß von dem beſtimmt geweſenen Verfalltage, den 2. Ja⸗ 
nuar 1843. ab, nur den heruntergeſetzten Zinsſatz von 31 Prozent 
jährlich fortbeziehen wollen. 


Auch will Ich, um den Inhabern von Staatsſchuldſcheinen bei der Um— 
wandlung derſelben, den gegenwaͤrtigen Kours moͤglichſt zu ſichern, und in bil⸗ _ 
liger Beruͤckſichtigung der Verhaͤltniſſe geftatten, daß denfelben . 


3) je nachdem fie ſich bis zum 30. Juni, 31. Juli oder 31. Auguſt 18422 
unter Einreichung ihrer Staatsſchuldſcheine zu der Konvertirung frei- 
willig verſtehen, eine Praͤmie von reſp. 2, 11 und 1 Prozent bewilligt, 
ſofort ausgezahlt und 


4) die Zuſicherung ertheilt werde, daß eine Verlooſung der neuen 3} pro⸗ 
zentigen Staatsſchuldſcheine innerhalb der erſten vier Jahre, vom 
1. Januar 1843. ab, nicht Statt finden, vielmehr der Bedarf fuͤr 
den Staatsſchulden-Tilgungsfonds, nach Maaßgabe der Verordnung 
vom 17. Januar 1820. (Geſetz-Sammlung Nr. 577.) durch Ankauf 


beſchafft werden ſoll. 


Zur Erleichterung des Verfahrens bei der Konvertirung und der in 
Folge der letztern ſich als nothwendig ergebenden Ausfertigung und Aushaͤndi⸗ 
gung neuer 3} prozentiger Staatsſchuldſcheine, gegen Einziehung der kourſiren⸗ 
den Aprozentigen Papiere, erklaͤre Ich Mich damit einverſtanden, daß 


5) bei dem Umwandlungsgeſchaͤft auch die 08. 1. und 2. des Geſetzes we⸗ 
gen des Außer- und Wieder-Inkoursſetzens der auf jeden Inhaber 
lautenden Papiere vom 16. Juni 1835. (Geſetz-Sammlung Nr. 
1620.) Anwendung finde. 


Mit 


WE —‏ تنب 
Mit den Anordnungen der Einzelnheiten der Ausführung des Konverti-‏ 
rungsgeſchaͤfts und wegen der Bereithaltung der erforderlichen baaren Geld—‏ 
mittel, habe Ich den Chef der Bank und Seehandlung, Staatsminiſter Rother,‏ 
beauftragt.‏ 


Dieſe Meine Order iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 27. Maͤrz 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
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